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Aktuelle Haushaltslage 2025  
 
Die aktuelle Haushaltslage bleibt angespannt. Das Land Schles
wig-Holstein hat in den nächsten Jahren gewaltige Deckungslü
cken im Haushalt, die bis 2029 auf 1,2 Milliarden Euro ansteigen.  
 
Nach der jüngsten Mai-Steuerschätzung werden die Steuerein
nahmen für Schleswig-Holstein bis 2029 um mehr als 600 Millio
nen Euro geringer ausfallen als in der Herbst-Steuerschätzung 
2024 prognostiziert. Dank der Vorsorge der Landesregierung 
steigen die Deckungslücken dadurch nicht zusätzlich. Die Aus
wirkungen der Steuerrechtsänderungen sind nämlich schon im 
Haushalt 2025 sowie in den Planungen für 2026 ff. eingepreist. 
Dennoch bleibt der Konsolidierungsdruck im Haushalt gewaltig.  
 
Zwar räumt die Lockerung der Schuldenbremse den Ländern  
eine Verschuldung in Höhe von 0,35 % des deutschen BIP ein. 
Das sind rd. 520 Millionen Euro jährlich für Schleswig-Holstein. 
Darüber hinaus unterstützt der Bund die Länder in den kommen
den 12 Jahren mit zusätzlichen Investitionsmitteln aus einem 
ebenfalls kreditfinanzierten Sondervermögen Infrastruktur in 
Höhe von 100 Milliarden Euro. Davon entfallen rd. 290 Millionen 
Euro jährlich auf Schleswig-Holstein. 
 
Damit verbindet der Bund aber die berechtigte Erwartung, dass 
die Länder mit diesen zusätzlichen Mitteln nicht allein ihre Haus
haltslücken schließen, sondern diese für spürbare Verbesserun
gen der Infrastruktur von Land und Kommunen nutzen. Ziel ist 
es, die dringend notwendigen Wachstumsimpulse für die Wirt
schaft auszulösen. Nur so wäre die immense zusätzliche Ver
schuldung zu rechtfertigen, die die nächsten Generationen tra
gen müssen.  
 
In Schleswig-Holstein ist ein solcher Wachstumsimpuls erst 
einmal eher zweifelhaft. Denn die Landesregierung will 2025 die 
neuen Kreditmittel nutzen, um die verfassungswidrigen Notkredi
te aus 2024 zu tilgen und für 2025 auf weitere Notkredite zu ver
zichten. Eigene konjunkturpolitische Impulse löst die Landesre
gierung damit nicht aus.  
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1.1 Haushalte 2025 und 2024 im Vergleich 
 
Wie schon der Haushalt 2024 ist auch der Haushalt 2025 durch ein hohes 
Finanzierungsdefizit gekennzeichnet: Die bereinigten Ausgaben überstei
gen die bereinigten Einnahmen um 1,1 Milliarden Euro. Gedeckt wird das 
Finanzierungsdefizit auch durch eine Nettokreditaufnahme von 900 Millio
nen Euro. Hierin sind Notkredite von 271 Millionen Euro enthalten. 
 
Ein Jahresvergleich hinkt jedoch. Denn inzwischen hat das Landesverfas
sungsgericht u. a. die Notkreditermächtigung 2024 für nichtig erklärt. Die 
2024 verfassungswidrig aufgenommenen Kredite von 492 Millionen Euro 
sollen 2025 getilgt werden.  
 
Zudem hat die Landesregierung angekündigt, die auch im Haushalt 2025 
enthaltene Notkreditermächtigung von 271 Millionen Euro nicht in An
spruch zu nehmen. Dies ist möglich und zugleich auch nötig, denn mit der 
Grundgesetzänderung wurde die Schuldenbremse gelockert: Danach ist 
dem Land ab 2025 eine jährliche Aufnahme struktureller Kredite von  
voraussichtlich über 520 Millionen Euro erlaubt. Somit liegt für 2025 keine 
finanzielle Notlage vor, die eine Notkreditfinanzierung rechtfertigen würde.  
 
Haushaltstechnisch will die Landesregierung dies durch Nachtragshaus
halte umsetzen; die schon bestehende Deckungslücke von 191 Millionen 
Euro erhöht sich hierbei um 57 Millionen Euro auf 248 Millionen Euro.  

 
Entwicklung der Deckungslücke für 2025  

in Mio. €  
Tilgung der verfassungswidrigen Kreditaufnahme 2024 
(Kontrollkonto nach § 7 Abs. 3 AusfG1) 

492 

+ Wegfall Notkrediteinnahmen 2025 271 
./. strukturelle Neuverschuldung 2025  520 
./. Wegfall Northvolt-Förderung 136 
./. Reduzierung Versorgungsausgaben  50 
= Anstieg der Deckungslücke 
+ Deckungslücke lt. Haushaltsplan  

57 
191 

= neue Deckungslücke  248 
Tabelle 1: Entwicklung der Deckungslücke für 2025 
Quelle: Medien-Information des Finanzministeriums vom 06.05.2025 und Regierungserklä
rung von der Finanzministerin im Landtag am 21.05.2025.  
Hinweis: Die vom Finanzministerium ausgewiesene Deckungslücke berücksichtigt mögliche 
Kostensteigerungen im Bereich der Eingliederungshilfe nicht.  

 

                                                      
1  Gesetz zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein 

(AusfG), GVOBl. Schl.-H. 2019, S. 612, zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.02.2021 
(GVOBl. Schl.-H. 2021, S. 201).  
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Diese Deckungslücke in Höhe von 248 Millionen Euro muss im Haushalts
vollzug 2025 durch Kürzungen geschlossen werden.  
 
Der strukturelle Kredit 2025 von über 520 Millionen Euro wird zum Großteil 
für die Tilgung der verfassungswidrigen Kreditaufnahme aus 2024 von 
492 Millionen Euro verwendet. Die notwendigen Wachstumsimpulse für 
das Land löst die zusätzliche Schuldenaufnahme also nicht aus.  
 

1.2 Lockerung der Schuldenbremse für die Länderhaushalte und Unter
stützung des Bundes mit Infrastrukturmitteln 
 
Mit der Grundgesetzänderung vom 22.03.2025 wurde zum einen die 
Schuldenbremse gelockert. Jetzt dürfen sich auch die Länder – wie der 
Bund – mit 0,35 % des deutschen Bruttoinlandsprodukts (BIP) jährlich 
strukturell verschulden. Für Schleswig-Holstein sind dies voraussichtlich1 
520 Millionen Euro für 2025. 
 
Zum anderen können die Länder mit Finanzmitteln aus einem neuen kre
ditfinanzierten Sondervermögen des Bundes für Investitionen in ihre Infra
struktur rechnen. Die Ländergesamtheit erhält hieraus in den kommenden 
12 Jahren 100 Milliarden Euro.2 Die Finanzminister der Länder haben sich 
bei der Verteilung dieser Mittel auf den aktualisierten Königsteiner Schlüs
sel geeinigt. Hiernach würde Schleswig-Holstein voraussichtlich3 insge
samt 3,46 Milliarden Euro Infrastrukturmittel vom Bund erhalten – im 
Durchschnitt also 288 Millionen Euro pro Jahr. Hiervon geht ein noch aus
zuhandelnder Teil an die Kommunen.  
 
Zusammen mit den jährlich steigenden strukturellen Neuverschuldungs
möglichkeiten erhöht sich in den kommenden 12 Jahren der jährliche Aus
gabespielraum des Landes um 800 Millionen Euro und kann auf bis zu  
eine Milliarde Euro steigen. Diese Mittel müssen eingesetzt werden, um 
die notwendigen Wachstumsimpulse auszulösen und um die Infrastruktur 
spürbar zu verbessern.  
 
Die Landesregierung plant, dem aktuellen Investitions- und Sanierungs
stau von fast 16 Milliarden Euro mit dem 2014 aufgelegten „Infrastruktur
ModernisierungsProgramm für unser Land Schleswig-Holstein - IMPULS“ 
zu begegnen. Allerdings besteht derzeit im IMPULS-Programm eine  
Finanzierungslücke von 2,5 Milliarden Euro. Die Finanzierung der Maß
nahmenpakete soll auch aus dem hierfür gebildeten Sondervermögen 

                                                      
1  Bundestag und Bundesrat haben bislang die Ausführungsgesetze zur Änderung des 

Grundgesetzes noch nicht verabschiedet. 
2  Art. 143h des Grundgesetzes. 
3  Siehe Fußnote 1.  
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„IMPULS 2040“ erfolgen. Hierin befinden sich Mittel von mehr als einer 
Milliarde Euro.  
 
Die Zuführung weiterer Landesmittel an das IMPULS-Programm hat die 
Landesregierung seit 2024 ausgesetzt, um Deckungslücken im Haushalt 
zu schließen. Damit reduziert das Land seine Vorsorge für die Sanierung 
der Infrastruktur um 250 Millionen Euro jährlich. Ein zusätzlicher Wachs
tumseffekt kann damit nicht entstehen.  
 

1.3 Zusätzliche Zinsausgaben infolge der Grundgesetzänderung 
 
Durch die strukturelle Neuverschuldungsmöglichkeit des Landes ergeben 
sich zusätzliche Zinslasten für den Landeshaushalt. Beim aktuellen Zins
satz für 10-Jahres-Anleihen von 2,8 % sind dies 15 Millionen Euro jährlich. 
Da die Neuverschuldungsmöglichkeit jedes Jahr besteht, kommen also 
jährlich weitere Zinsausgaben hinzu. Zudem ist die Neuverschuldungs
möglichkeit an die BIP-Entwicklung gekoppelt, sodass hierdurch die jähr
lich zusätzlichen Zinsausgaben die 15 Millionen Euro übersteigen werden. 
 
Das Finanzministerium plant für den Zeitraum von 2026 bis 2034 mit Zins
ausgaben, die von 567 Millionen Euro auf knapp 800 Millionen Euro an
steigen. Im Vergleich zur aktuellen Finanzplanung können sich die Zins
ausgaben bis 2034 um 200 Millionen Euro auf fast eine Milliarde Euro 
erhöhen, sofern die Landesregierung die jährlichen Neuverschuldungs
möglichkeiten ausschöpft.  
 

 
Abbildung 1: Entwicklung der Zinsausgaben 
Datenquellen: Haushaltsrechnungen, Medien-Information des Finanzministeriums vom 
08.04.2025 und eigene Berechnungen. Im langfristigen Durchschnitt steigt die Neuver-
schuldungsmöglichkeit gemäß dem BIP jährlich um 3 %; das Finanzministerium erwartet in 
längerer Perspektive Zinssätze in Höhe von 4 %. 
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1.4 Aktuelle Mai-Steuerschätzung 2025  
 
Die folgende Grafik zeigt das aktuelle Ergebnis der regionalisierten Mai-
Steuerschätzung 2025 im Vergleich zur Herbst-Steuerschätzung 2024. 
Von 2025 bis 2029 verringern sich die geplanten Steuereinnahmen um 
607 Millionen Euro. 
 

 
Abbildung 2: Entwicklung und Schätzungen der Steuereinnahmen inkl. KFZ-Steuer-
kompensation und Bundesergänzungszuweisungen 
Quelle: Haushaltsrechnungen und Ergebnisse der regionalisierten Steuerschätzungen. 

 
Dieses Minus von 607 Millionen Euro bis 2029 entsteht einerseits durch 
Mindereinnahmen und andererseits durch Mehreinnahmen. Die Minder
einnahmen sind auf Steuerrechtsänderungen in Höhe von 1.060 Millionen 
Euro zurückzuführen. Hierfür hat jedoch die Landesregierung im Haushalt 
2025 bzw. in der Finanzplanung Vorsorge getroffen, indem sie globale 
Mindereinnahmen veranschlagt hat. Mehreinnahmen in Höhe von 453 Mil
lionen Euro bis 2029 entstehen durch konjunkturelle Effekte.  
 
Das Ergebnis der aktuellen Mai-Steuerschätzung in Verbindung mit der 
haushalterischen Vorsorge wirkt sich auf die Eckwerte und die dort aus
gewiesenen Deckungslücken aus.  
 

1.5 Die Eckwerte für den Haushalt 2026 und die Finanzplanung bis 2034  
 
Ein Haushaltsentwurf für 2026 soll im August dieses Jahres dem Landtag 
zugeleitet werden. Das Finanzministerium hatte im April – vor dem Urteil 
des Landesverfassungsgerichts zum Haushalt 2024 und vor der Mai-
Steuerschätzung – die Eckwerte für 2026 vorgelegt. Diese waren laut  
Finanzministerium als Momentaufnahme zu verstehen, denn der durch die 
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Grundgesetzänderungen erweiterte Finanzrahmen war noch nicht berück
sichtigt. 
 
Mit diesen Eckwerten plante die Landesregierung bislang mit ungedeckten 
Ausgaben von fast einer Milliarde Euro:  
 

Finanzierung der ungedeckten Ausgaben 2026 
lt. Eckwertebeschluss in Mio. € 

     bereinigte Einnahmen  
./.  bereinigte Ausgaben ohne globale Minderausgaben 

16.470 
17.535 

= ungedeckte Ausgaben 
 
geplante Deckung: 
   Nettorücklagenentnahme 
+ Nettokreditaufnahme 
+ Konsolidierung lt. Abbaupfad  
+ verbleibende Deckungslücke 

1.065 
 
 

7 
85 

200 
773 

Tabelle 2: Darstellung der bislang ungedeckten Ausgaben und ihre geplante Deckung 
Quelle: Vom Finanzministerium am 08.04.2025 veröffentlichte Eckwerte. 

 
Die Landesregierung wies damit einen offenen Handlungsbedarf von 973 
Millionen Euro aus. Zwar plant sie die Ausgaben in einem Abbaupfad 
schrittweise um jeweils 200 Millionen Euro aufwachsend zu senken. Je
doch ist der nächste Konsolidierungsschritt in 2026 noch nicht hinreichend 
konkretisiert worden.  
 
Nach den Ergebnissen der aktuellen Mai-Steuerschätzung reduziert sich 
die bisherige Deckungslücke von 773 auf 588 Millionen Euro. Hauptgrund 
hierfür ist ein um fast 150 Millionen Euro höherer Konjunkturkredit, den 
das Finanzministerium aufnehmen kann.  
 
In den Jahren ab 2027 steigen die Deckungslücken auf fast 1,2 Milliarden 
Euro an. Selbst wenn es der Landesregierung gelingt, ihre Konsolidie
rungsplanungen umzusetzen, verbleiben zwischen den Jahren 2027 bis 
2029 Deckungslücken von durchschnittlich 510 Millionen Euro. Hierbei 
sind schon die Auswirkungen der Mai-Steuerschätzung sowie erhöhte 
Konjunkturkredite berücksichtigt.  
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Abbildung 3: Entwicklung der Deckungslücken 
Datenquelle: Wert für 2025 lt. Regierungserklärung von der Finanzministerin im Landtag am 
21.05.2025; Werte ab 2026 lt. Medien-Informationen des Finanzministeriums vom 08.04.2025 
und 20.05.2025. 

 
Die jährliche strukturelle Neuverschuldungsmöglichkeit sowie die zusätzli
chen Infrastrukturmittel des Bundes können lediglich einen Teil der De
ckungslücken schließen. Langfristig lösen sie das Problem nicht. Denn Ziel 
der zusätzlichen Bundesmittel ist es gerade nicht, Haushaltslöcher zu 
stopfen. Vielmehr sollen die Mittel zusätzliche Investitionen finanzieren. 
Nur dann kann es zu einer spürbaren Verbesserung der Infrastruktur und 
zu Wachstumsimpulsen kommen, die zu besseren Einnahmen führen. 
 
Das Finanzministerium ist der Auffassung, die Verpflichtung, die Mittel 
für zusätzliche Investitionen auszugeben, richte sich bislang nur an den 
Bund. Für die Länder müsste dies noch gesondert in einem Ausführungs
gesetz geregelt werden.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Unabhängig davon, ob ein Ausfüh
rungsgesetz eine Verpflichtung auch für die Länder enthält: Die Verbesse
rung der Infrastruktur und die Wachstumsimpulse treten nur ein, wenn 
auch die Länder die zusätzlichen Mittel für zusätzliche Investitionen ein
setzen.  
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